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II. Allgemeine Uerwaltungsangelegenheiten: Betr. Volkszählung S. 259. 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten: 


vereine S. 275. — Organiſation 


Betr. Gehaltsvorſchriften 


1. Dampfkeſſelweſen: Betr. Liſten der Dampfkeſſelüberwachungs⸗ 
des Handwerks: Betr. Meifterprüfung für das Maurerhandwerk 


S. 276. — 8. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege: Betr. Chromatgerbereien S. 276. — 4. Ar⸗ 


beiterverſicherung: Betr. Entſcheidungen auf Grund des § 19 Abſ. 4 KV. 


gemäß § 75a des K. V. G. S. 277. 


S. 277. 


Betr. Beſcheintgungen 


„Gewerbliche Unterrichtsangrlegenheiten: Fachſchulen: Betr. Schulprogramme der Baugewerkſchulen 
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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller- 
gnädigſt geruht, 
dem Kommerzienrat Dr. jur. Georg Caro 
in Berlin den Charakter als Geheimer 
Kommerzienrat, 


dem Ingenieur und Fabrikbeſitzer Karl 
Flohr in Berlin, dem Bankdirektor 


Karl Korte in Bochum, dem Kauf— 
mann Arthur Schmidt in Charlotten— 
burg und dem Fabrikanten Theodor 
Springmann in Hagen i. W. den 
Charakter als Kommerzienrat 

zu verleihen. 


Es ſind ernannt worden: 

der Regierungsrat von Aſcheberg in 
Düſſeldorf zum Vorſitzenden des 
Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung 
Regierungsbezirk Düſſeldorf, 

der Regierungsaſfeſſor Schmidt in Hildes⸗ 
heim zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 
des Schiedsgerichts für Arbeiterver— 
ſicherung Regierungsbezirk Hildesheim, 
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der Regierungsrat Dr. Guthzeit und der 
Regierungsaſſeſſor Gizycki in Schleswig 
zu ſtellvertretenden Vorſitzenden des 
Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung 
Provinz Schleswig-Holftein und Fürſten⸗ 
tum Lübeck, 

der Regierungsrat Schrader in Aachen 
zum ſtellvertretenden Vorſitzenden des 
Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung 
Regierungsbezirk Aachen und 

der Amtsrichter Dr. Alken in Kattowitz 
zum ſtellvertretenden Vorſitzenden des 


Schiedsgerichts für die Arbeiterver⸗ 
ſicherung im Eiſenbahndirektionsbezirke 
Kattowitz. 


Die Regierungsräte Dr. Sgenger in 
Hildesheim, Dr. Graf von Mörner und 
Neumann in Schleswig ſind von ihren 
Amtern als ſtellvertretende Vorſitzende der 


| Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung ent⸗ 


bunden worden. 


— —— — — 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Volkszühlung. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Berlin W. 66, den 19. Auguſt 1905. 


Im Auſchluß an den nachſtehenden Erlaß des Herrn Miniſters des Innern vom 
3. d. M. 1b 4413 erſuche ich Sie, in geeigneter Weiſe auch auf eine möglichſt rege Be⸗ 
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teiligung der meiner Verwaltung unterftellten Beamten bei Durchführung der bevorſtehenden 
Volkszählung hinzuwirken und Sorge zu tragen, daß ihnen bei Übernahme eines Zähler⸗ 
amts die erforderliche Dienſterleichterung gewährt werde. 

Im Auftrage. 
IIa 3439. — 17508. Luſensky. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hierſelbſt. 
Anlage. 
Der Miniſter des Innern. 
Berlin, den 3. Auguſt 1905. 

ol ordnungsmäßigen Durchführung der bevorſtehenden Volkszählung erſcheint auch 
diesmal eine möglichſt rege Beteiligung von Beamten als freiwillige Zähler erwünſcht. 
Euere uſw. erſuche ich daher ergebenſt, auf eine ſolche Beteiligung in geeigneter Weiſe 
gefälligſt hinzuwirken und den zur Übernahme eines Zähleramts bereiten Beamten, Hilfs 
arbeitern, Supernumeraren uſw. die erforderliche Dienſterleichterung zu gewähren. 

Im Auftrage. 

gez. Lindig. 
An ſämtliche Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten, ſowie an den Herrn 

Polizeipräſidenten hier. 


Betr. Gehaltsvorſchriften. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

Berlin W. 66, den 25. Auguſt 1905. 
Die vom 1. Juli 1905 ab gültigen Vorſchriften für die Bemeſſung der Gehälter der 
aan etatsmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten nach Dienſtaltersſtufen (Gehaltsvorſchriften), 

— ſind auch für die Beamten und Lehrer meiner Verwaltung in Anwendung zu bringen. 
Die gegen die bisherigen Vorſchriften eingetretenen wenigen Neuerungen ſind in dem 
unten abgedruckten Erlaſſe des Herrn Finanzminiſters und des Herrn Minifters des Innern 
vom 5. Juli d. Is. erläutert, auf die ich mit dem Bemerken hinweiſe, daß die dort vor⸗ 
geſchriebenen Anzeigen hinſichtlich der Beamten und Lehrer meiner Verwaltung an mich zu 
erſtatten ſind. ’ 
Im Auftrage. 
Ila 83849. — III 6469. Luſensky. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 
Aulage. 


Der Finanzminiſter. Berlin C. 2, den 5. Juli 1905. 

n. B. Die Gehaltsvorſchriften bilden eine ſyſtematiſche Zuſammenſtellung der für die 
Gehaltsbemeſſung nach Dienſtaltersſtufen beſtehenden Grundſätze, welche im Laufe der Jahre 
in zahlreichen Erlaſſen niedergelegt find und deren überſichtliche Wiedergabe in geordnetem 
Zusammenhang allſeitig als Bedürfnis anerkamt iſt. Die Gehaltsvorſchriften enthalten 
daher nur wenige Neuerungen, und zwar lediglich ſolche nicht grundſätzlicher Art, zu denen 
wir im einzelnen folgendes bemerken: 


1. Ziffer 3. Bei ausnahmsweiſer Vorenthaltung einer der Zeit nach fälligen Ge⸗ 
haltszulage iſt der Grund der Nichtbewilligung dem Beamten fortan von 
Amts wegen mitzuteilen und in ſeinen Perſonalakten erſichtlich zu machen. 
Nach dem Runderlaſſe vom 26. Februar 1892 erfolgte eine ſolche Mitteilung 
bisher nur auf Antrag des Beamten. 

2. Ziffer 7 und 8. Die Nachzahlung an Gehalt, Penſion, Witwen- und Waiſen⸗ 

0 geld und Gnadenbezügen infolge nicht rechtzeitiger Anweiſung einer Gehalts 
zulage uſw. bedarf fortan, inſoweit es ſich um zurückliegende Etatsjahre handelt, 
unſerer Genehmigung. 

3. Ziffer 10 regelt die Berechnung der Dienſtzeiten, welche nicht ein volles Jahr 
umfaſſen. Dabei iſt die Vergünſtigung gemäß Ziffer 22 der Gehaltsvorſchriften 
erwähnt, wonach für einen Beamten, der den Dienſt bei einer Behörde beab⸗ 
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ſichtigtermaßen mit dem Beginn eines Kalendermonats antreten follte, ihn aber, 
weil der erſte oder auch noch der zweite Tag des Monats ein Sonn- oder Feſt⸗ 
tag war, erſt am darauffolgenden Werktag antreten konnte, der Beginn der 
diätariſchen Beſchäftigung ſo feſtzuſetzen iſt, als ob der Dienſtantritt am erſten 
Tage des Kalendermonats erfolgt wäre. Dieſe Vergünſtigung greift nicht Platz 
bei Berechnung der Dienſtzeit, welche für die Reihenfolge der etatsmäßigen An— 
ſtellung nicht vorzugsberechtigter Militäranwärter (Militär- und Zivildienſtzeit 
— vgl. § 22 Abſ. 1 in Verbindung mit § 18 der Anſtellungsgrundſätze —) 
maßgebend iſt. Hierbei ſind vielmehr in der für die Ermittelung der penſions— 
fähigen Dienſtzeit durch den Runderlaß vom 26. November 1900 vorgeſchriebenen 
Weiſe die Dienſtzeiten vom Tage des wirklichen Dienſtantritts ab zu berechnen. 

4. Ziffer 14, betreffend die Anrechnung von Militärdienſtzeit bei Militäranwärtern 
gemäß Ziffer 3 der Allerhöchſt genehmigten Beſtimmungen vom 14. Dezember 
1891, regelt unter anderem auch die Anrechnung von Militärdienſtzeit bei den 
als Zivilanwärter zur Anſtellung gelangenden Zivilverſorgungsberechtigten, 
und zwar ſind unter teilweiſer Ergänzung der Beſtinnnungen des Staats- 
miniſterialbeſchluſſes vom 18. November 1902 nunmehr alle dabei in Betracht 
kommenden Fälle aufgeführt. 

ß 


5. Gemäß Ziffer 53 ſoll die Anrechnung früherer Dienſtzeit bei der Wiederan— 
ſtellung penſionierter Beamter, welche nach dem Runderlaſſe vom 20. Oktober 
1895 (MBl. f. d. i. V. Seite 242) in jedem einzelnen Falle der miniſteriellen 
Genehmigung bedurfte, fortan ſelbſtändig durch die Anſtellungsbehörde erfolgen. 
Außerdem iſt der Vorbehalt beſeitigt, daß die Anrechnung der früheren Dienſt— 
zeit erſt erfolgen ſoll, wenn die Vorteile, welche dem Beamten im Falle des 
Übertritts in die neue Beamtenſtellung ohne vorangegangene Penſionierung durch 
Anrechnung der früheren Dienſtzeit zuteil geworden wären, ihrem Geſamtbetrage 
nach ſich höher ſtellen, als die Vorteile, welche dem Beamten durch die ihm 
geſetzlich zuſtehenden Zuſchüſſe aus der Penſion ſeit ſeiner Wiederanſtellung zu— 
teil geworden ſind. Für diejenigen Fälle, in denen wegen dieſes Vorbehalts 
die Anrechnung der früheren Dienſtzeit noch nicht ſtattgefunden hat, iſt die Neu— 
feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters nunmehr gleichmäßig vom 1. Juli d. 38. 

Hab vorzunehmen. 

6. Die in Ziffer 65 vorgeſchriebene Anzeige über den Widerruf unrichtiger Gehalts— 

bewilligungen iſt uns bis auf weiteres in jedem Einzelfalle beſonders zu erſtatten. 


— 


pp. 
Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
gez. Freiherr v. Rheinbaben. Im Auftrage. 
gez. Lindig. 
F. M. 17959 1. Ang. — M. d. J. Ia 4306. 


An die ſämtlichen Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten und den Herrn 
Dirigenten der Königlichen Miniſterial-, Militär- und Baukommiſſion in Berlin. 


Anlage A. 


Vorſchriſten für die Zemeſſung der Gehälter der etatsmüßigen unmittelbaren Staats- 
beamten nach Dienſtaltersſtufen. 


(Gehaltsvorſchriften.) 
Gültig vom 1. Juli 1905 ab. 


Vorbemerkung. 


Die nachſtehenden Vorſchriften gelten für alle etatsmäßigen unmittelbaren Staats⸗ 
beamten, deren Gehälter nach Dienſtaltersſtufen geregelt ſind, mit Ausnahme der Univerſitäts⸗ 
profeſſoren, ſowie der richterlichen Beamten und der höheren Beamten der Staatsanwaltſchaft, 
auf welche das Geſetz, betreffend die Regelung der Richtergehälter vom 31. Mai 1897 (G. S. 
S. 157) und die Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 4. Juni 1897 (J. M. Bl. 
S. 124) Anwendung finden. 
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A. Allgemeines. 


1. Das Aufſteigen im Gehalt erfolgt bei befriedigendem dienſtlichen und außerdienſt⸗ 
lichen Verhalten nach dem Befoldungsdienftalter Giffer 9) in den Beträgen und Zeit⸗ 
abſchnitten, welche in den den Anſtellungsbehörden mitgeteilten Gehaltsnachweiſungen an— 
gegeben ſind. 

2. Ein Rechtsauſpruch auf Gewährung von Gehaltszulagen ſteht keinem Beamten zu. 
Auch dürfen dem Beantten weder bei der Anſtellung noch anderweit irgend welche Zuſiche⸗ 
rungen gemacht werden, auf die ein ſolcher Anſpruch etwa gegründet werden könnte. 

3. Hat das Verhalten eines Beamten dazu geführt, ihm ausnahmsweiſe eine der Zeit 
nach fällige Gehaltszulage einſtweilen vorzuenthalten, ſo iſt ihm der Grund der Nicht⸗ 
bewilligung unter Feſtſtellung zu den Perſonalakten von Amts wegen mitzuteilen. Nach 
Behebung der Anſtände iſt die vorenthaltene Zulage zu gewähren und zwar, wenn die 
Bewilligungsverfügung an dem erſten Tage eines Kalendervierteljahres ergeht, von dieſem 
Tage, anderenfalls von dem erſten Tage des folgenden Kalendervierteljahres ab. Nur aus 
beſonderen, aktenkundig zu machenden Gründen iſt die Gewährung von einem früheren Zeit⸗ 
punkt ab zuläſſig. Eine Nachgewährung für rückliegende Etatsjahre bedarf der Genehmigung 
des Vecwaltungschefs. Ob und inwieweit die einſiweilige Verſagung einer Zulage und die 
ſpätere Bewilligung einer einſtweilen vorenthaltenen Zulage in gewiſſen Fällen, insbeſondere 
bei höheren Beamten, höherer Genehmigung bedarf oder höheren Orts anzuzeigen iſt, bleibt 
der Beſtimmung des Verwaltungschefs vorbehalten. 

4. Die einſtweilige Vorenthaltung einer Gehaltszulage hat für ſich allein nicht die 
Wirkung, daß dadurch der Zeitpunkt für das Aufſteigen in die nächſtfolgende Gehaltsſtufe 
hinausgeſchoben wird. 1 

5. Gehaltsaufbeſſerungen, die ſich aus einer Abänderung des etatsmäßigen Gehaltes 
oder der Gehaltsſtufen der Beamtenklaſſe ergeben, ſollen nicht mit Rückſicht auf das Ver⸗ 
halten des Beamten verſagt werden. 


B. Zahlung der Gehaltszulagen. 


6. Die Gehaltszulagen ſind vom erſten Tage des Kalendervierteljahrs ab denjenigen 
Beamten zu bewilligen, welche nach ihrem Veſoldungsdienſtalter (Ziffer 9) an dieſem Tage 
eine höhere Dienſtaltersſtufe erreichen oder während des letztverfloſſenen Kalendervierteljahrs 
erreicht haben. Künftig wegfallende Dienſtbezüge ſind — abgeſehen von den beſonderen Zu⸗ 
lagen (Orts-, Teuerungs- und Funktionszulagen), welche nach den bei der Gehaltsaufbeſſerung 
des Jahres 1897/98 getroffenen Beſtimmungen die vor dem 1. April 1897 angeftellten Beamten 
in Berlin und Vororten, in Frankfurt a. M. und im Jadegebiete neben dem Gehalte bis zu 
ihrem Ausſcheiden zu beziehen haben — bei der Bewilligung der Gehaltszulagen durch An— 
rechnung auf dieſe in Wegfall zu bringen. 

7. Sofern die rechtzeitige Anweiſung einer Gehaltszulage verjchentlich unterblieben iſt 
oder erſt nachträglich Umſtände bekannt geworden ſind, die eine Vorrückung des Beſoldungs⸗ 
dienſtalters bedingen, kann die Nachzahlung verfügt werden, für zurückliegende Etats jahre 
jedoch uur mit Genehmigung des Verwaltungschefs. 

8. Die vor dem Ableben eines Beamten oder vor ſeinem Eintritt in den Ruheſtand 
nach dem Beſoldungsdienſtalter zur Zahlung (vgl. Ziffer 6) fällig gewordenen Zulagen find, 
wenn ihre rechtzeitige Auweiſung unterblieben iſt, nachträglich zu bewilligen. Ju ſolchen Fällen 
iſt daher der Gehaltsunterſchied nachzuzahlen und der erhöhte Gehaltsſatz bei der Feſtſetzung 
der Penſion ſowie des Witwen- und Waiſengeldes und bei der Anweiſung der Gnadenbezüge 
zu Grunde zu legen. Soweit es ſich um eine Zahlung für zurückliegende Etatsjahre handelt, 
bedarf es der Genehmigung des Verwaltungschefs. Ausgeſchloſſen it eine ſolche nachträgliche 
Berückſichtigung fällig gewordener Zulagen, wenn in dem Verhalten des Beamten ein nach⸗ 
gewieſener Anlaß gegeben war, ihm am Faälligkeitstage die Zulage vorzuenthalten. Tritt ein 
Beamter mit Ende des Vierteljahrs, nach deſſen Ablauf ihm eine Gehaltszulage hätte gewährt 
werden können, in den Ruheſtand, ſo unterbleibt deren Bewilligung, und es wird die Penſion 
nach dem bisherigen Gehalte berechnet. 


C. Grundſätze für die Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters. 
Begriff des Beſoldungsdienſtalters. 
9. Das Beſoldungsdienſtalter eines Beamten iſt derjeuige Zeitpunkt, von welchem ab 
die Zeitabſchnitte für das Verbleiben in der unterſten Gehaltsſtufe und für das Aufſteigen in 
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die höheren Gehaltsſtufen zu rechnen find. Es beſtimmt ſich auf den Tag der Anſtellung 
in der jeweiligen etatsmäßigen Stelle Ziffer 12), ſoweit nicht die vorliegenden Be⸗ 
ſtimmungen Abweichungen durch Anrechnung früherer Dienſtzeit zulaſſen. Hinſichtlich der 
Amtsanwälte und Dolmetſcher im Bereiche der Juſtizverwaltung verbleibt es bei den be- 
ſtehenden beſonderen Vorſchriften. 


10. Das Beſoldungsdienſtalter iſt in jedem Falle genau auf den Kalendertag, nicht auf 
den nächſtfolgenden Vierteljahrserſten feſtzuſetzen. Dienſtzeiten, welche nicht volle Jahre, vom 
Tage des Dienſtantritts an gerechnet, umfaſſen, find, unbeſchadet der Vergünſtigung gemäß 
Ziffer 22, nach Tagen und zwar einſchließlich der 31. Monatstage zu berechnen. Mehrere 
getrennte Dienſtzeiten find rechnungsmäßig beſonders zu behandeln. Bei der Zuſammen— 
rechnung werden je 365 Tage als ein Jahr angeſetzt und zwar auch dann, wenn bei den 
einzelnen Dienſtzeiten Schalttage zur Anrechnung gekommen ſind. 


11. Das Beſoldungsdienſtalter kommt nur für die Regelung der Gehaltsbezüge in 
Betracht und hat auf die ſonſtigen Verhältniſſe des Beamten, insbeſondere auf die Berechnung 
der Dienſtzeit bei Penſionierungen, die Reihenfolge der Beförderungen, die Vorſchläge für die 
Verleihung von Titeln, die Rangverhältniſſe uſw., keinen Einfluß. 


Beginn des etatsmäßigen Anſtellungsverhältniſſes. 


12. Als Zeitpunkt der etatsmäßigen Anſtellung gilt derjenige Tag, von welchem ab dem 
Beamten eine etatsmäßige Stelle dauernd — ſei es unwiderruflich, ſei es auf Widerruf oder 
Kündigung — mit dem damit verbundenen Dienſteinkommen verliehen worden iſt. Die 
probeweiſe oder widerruflich übertragene Verwaltung einer etatsmäßigen Stelle bleibt auch 
dann außer Betracht, wenn der Beamte während dieſer Zeit das volle Stelleneinkommen be⸗ 
zogen hat. (Vgl. jedoch Ziffer 23.) 

13. Hat ſich die etatsmäßige Anſtellung eines Beamten infolge eines verwaltungs— 
ſeitigen Verſehens verzögert, fo kann die minifterielle Genehmigung zur Beſeitigung eines 
Nachteils bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters nachgeſucht werden. 


Anrechnung von Militärdienſt zeit bei Militäranwärtern. 


14. Militärauwärtern?“) iſt nach Ziffer 3 der Beſtimmungen, betreffend die Anrechnung 
der Militärdienſtzeit auf das Dienſtalter der Zivilbeamten, vom 14. Dezember 1891 bei der 
erſten etatsmäßigen Anſtellung als mittlere Beamte, als Zeichner oder im Kanzleidienſte die 
aktive Militärdienſtzeit bis zur Dauer eines Jahres mit anzurechnen. Ein Gleiches hat zu 
geſchehen, wenn die Anſtellung des Militäranwärters in einer dieſer Anwärterklaſſe nicht vor⸗ 
behaltenen Stelle des mittleren oder des Zeichnerdienſtes erfolgt. Dagegen findet eine ſolche 
Anrechnung nicht ſtatt 


bei Inhabern des Zivilverſorgungsſcheins, die 


a) ſchon vor dem Eintritt in das Heer als Zivilanwärter bei einer Behörde 
beſchäftigt waren, nach dem Ausſcheiden aus dem Heere wieder in ihr früheres 
Dienftverhältuis zurücktraten und demnächſt gemäß der auf dieſen Wege — 
vor oder nach der Erlangung des Zivilverſorgungsſcheines — erworbenen An— 
wartſchaft als Zivilanwärter etatsmäßig angeſtellt werden, oder 


*) Als Militäranwärter find nicht anzuſehen diejenigen Perſonen, welche nach 8 10 der Anſtellungs⸗ 
grundſätze vom 721. März 1882 und den hierzu ergangenen beſonderen Beſtimmungen zu den den Milltär⸗ 
anwärtern vorbehaltenen Stellen zugelaſſen werden können oder zuzulaſſen find. Bei den im Zivildienſte 
zur etatsmäßigen Anſtellung kommenden verabſchiedeten Offizieren und Deckoffizieren, denen beim Aus⸗ 
ſcheiden aus dem aktiven Dienfte die Ausſicht auf Anſtellung im Zivildienſte verliehen worden iſt, findet 
daher eine Anrechnung von Milttärdienftzeit auf das Beſoldungsdienſtalter nicht ſtatt, ebenſowenig bei den 
Forſtverſorgungsberechtigten und den Inhabern der Anſtellungsbeſcheinigung. Dagegen ſind die zum Zeug, 
Feuerwerks⸗ und Feſtungsbauperſonal gehörenden Perſonen des Soldakenſtandes, einſchließlich der Schirr⸗ 
meiſter (Wallmeiſter der Pionierbataillone), die Regiſtratoren bei den Generalkommandos und die im Range 
der Unteroffiziere ſtehenden Verwalter des Kadettenkorps, ſofern fie den Zivilverſorgungsſcheln beſitzen, auch 
dann als Militäranwärter anzuſehen, wenn ſie eine gemäß 8 91 des Mllitärpenſionsgeſetzes vom 27. Junt 
1871 (RG Bl. S. 275) beziehungsweise Artikel 16 des Abänderungsgeſetzes vom 22. Mai 1893 (RG Bl. 
S. 171) nach den Beſtimmungen des Reichsbeamtengeſetzes berechnete Penſion beziehen. Den Regi⸗ 
ſtratoren bei den Generalkommandos gleich zu rechnen ſind die Regiſtratoren bei den Generalinſpektionen 
der Fußartillerie ſowie des Ingenteur- und Pionierkorps und der Fefe, bei der Inſpektion der Feld⸗ 
artillerie, bei dem Gouvernement und der Kommandantur Berlin ſowie bei der Kommandantur Potsdam. 
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b) erſt nach dem Ausſcheiden aus dem Heer, aber bevor ſie den Zivilverſorgungs— 
ſchein beſaßen, als Zivilanwärter angenommen wurden und demnächſt gemäß 
der auf dieſem Wege — vor oder nach Erlangung des Zivilverſorgungsſcheins 
— erworbenen Auwartſchaft als Zivilanwärter etatsmäßig angeſtellt werden, 
oder 
erſt nach dem Ausſcheiden aus dem Heer und nach der Erlangung des Zivil⸗ 
verſorgungsſcheins für eine Laufbahn, deren Stellen zum Teil den Militärs 
anwärtern vorbehalten find, nicht nach den Anſtellungsgrundſätzen für Militär⸗ 
anwärter, ſondern auf ihren Wunſch unter den für Zivilanwärter vor— 
geſchriebenen Bedingungen angenommen und demnächſt auch als Zivil— 
anwärter etatsmäßig augeſtellt werden; 
bei Militäranwärtern, die vor dem Eintritt in den Dienſtzweig, in welchem ſie An— 
ſtellung finden, in der Landgendarmerie oder Schutzmannſchaft etatsmäßige Stellen 
bekleidet hatten (Allerhöchſte Ordre vom 18. Dezember 1895; vgl. auch Ziffer 46 
Abſ. a), 
bei ſolchen ehemaligen Militäranwärtern, die als etatsmäßige Beamte bereits penſioniert 
waren und von neuem etatsmäßig angeſtellt werden, 
endlich bei einer unmittelbaren Überführung aus einer unteren Beamtenſtelle in eine 
ſolche des mittlereu, des Zeichner- oder Kanzleidienſtes. 

15. Die Anrechnung der aktiven Militärdienſtzeit bis zur Dauer eines Jahres auf das 
Beſoldungsdienſtalter findet auch ſtatt, wenn eine etatsmäßige mittlere, Zeichner- oder 
Kanzliſtenſtelle oder eine etatsmäßige Unterbeamtenſtelle des Reichs- oder Staalsdienſtes oder 
des Landesdienſtes von Elſaß-Lothringen — mit Ausſchluß der Gendarmerie oder Schuß: 
mannſchaft (vgl. Ziffer 46 Abſ. a) — ohne Penſion aufgegeben iſt und demnächſt eine ander: 
weite etatsmäßige Anſtellung in einer Stelle des mittleren Dienſtes oder des Zeichner- und 
Kanzleidienſtes auf Grund des Zivilverſorgungsſcheines erfolgt. 
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Anrechnung diätariſcher Dienſtzeit bei den mittleren Beamten, den Zeichnern 
ſowie den Kanzlei- und Unterbeamten. 


16. Bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters der mittleren Beamten, ſoweit ihr 
Anfangsgehalt nicht mehr als 1800 W.. beträgt, ferner der Zeichner und Kanzliſten ſowie der 
unteren Beamten iſt die der erſten etatsmäßigen Anſtellung vorangegangene Zeit diätariſcher 
Beſchäftigung inſoweit mitzuberückſichtigen, als ſie den Zeitraum von fünf Jahren überſteigt. 
(Vgl. auch Ziffer 22.) Dies gilt auch für diejenige Dienſtzeit, welche penfionierte oder frei— 
willig — ſei es aus dem Staatsdieuſt überhaupt, ſei es nur aus ihrer Etatsſtelle — aus— 
geſchiedene Beamte, einſchließlich der Gendarmen und Schutzmänner nach dem Wiedereintritt 
in den Staatsdienſt beziehungsweiſe nach dem Übertritt in einen anderen Dienſtzweig im 
diätariſchen Verhältniſſe zurückgelegt haben. 

17. Eine Anrechnung diätariſcher Beſchäftigung kommt nur inſoweit in Frage, als die 
etatsmäßige Anſtellung durch den Mangel an offenen Stellen oder durch ſonſtige, von dem 
Zutun des Beamten unabhängige Gründe verzögert worden iſt. Demnach ſind auch Ver⸗ 
zögerungen der etatsmäßigen Anſtellung infolge des Vorrechts der vormaligen Unteroffiziere 
mit mindeſtens achtjähriger Militärdienſtzeit gegenüber den nicht vorzugsberechtigten Militärs 
anwärtern (§ 22 Abſ. 1 und 2 der Anſtellungsgrundſätze für Militäranwärter) zu berückſichtigen. 
Eine Anrechnung iſt dagegen ausgeſchloſſen für die Zeit, während welcher die etatsmäßige 
Anſtellung infolge unzureichender Befähigung oder aus anderen in der Perſon des Beamten 
beruhenden Urſachen ausgeſetzt worden iſt. 


18. Diätariſche Beſchäftigung in einem anderen Dienſtzweige derſelben Verwaltung darf 
nur mit Genehmigung des Verwaltungscheſs, diätariſche Beſchäftigung in Dienſtzweigen 
anderer Verwaltungen nur mit miniſterieller Genehmigung angerechnet werden. Ihre Anz 
rechnung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Übertritt in die neue Anwärterklaſſe für den Beamten 
mit Vorteilen im Gehaltsbezuge bei der etatsmäßigen Anſtellung verbunden iſt. Als Vorteil 
im Gehaltsbezug it es auch anzuſehen, wenn der Anwärter bei der erſten etatsmäßigen An⸗ 
ſtellung zwar kein höheres Gehalt erhält, als er in dem Dienſtzweige, dem er früher an⸗ 
gehörte, erhalten haben würde, wohl aber die Ausſicht erlangt, in kürzerer Zeit im Gehalt 
aufzuſteigen oder ein höheres Höchſtgehalt zu erreichen. 

19. Bei Militäranwärtern für den mittleren Dienſt, ſowie für den Zeichner⸗ und 
Kanzleidienſt erfolgt die Anrechnung der diätariſchen Dienftzeit neben der nach Ziffer 14 vor⸗ 


ee, 

zunehmenden Anrechnung von Militärdienſtzeit. Zivilanwärtern wird bei Berechnung der 
nach Ziffer 16 zu berückſichtigenden diätariſchen Dienſtzeit auch diejenige Dienſtzeit bis zur 
Dauer eines Jahres angerechnet, um welche das Diätariendienſtalter durch Anrechnung von 
Militärdienſtzeit nach Ziffer 2 der Beſtimmungen, betreffend die Anrechnung der Militär⸗ 
dienſtzeit auf das Dienſtalter der Zivilbeamten, vom 14. Dezember 1891 vorgerückt worden iſt. In 
gleicher Weiſe wird, wenn und inſoweit der Anwärter der Militärpflicht erſt nach Beginn der 
diätariſchen Dienſtzeit genügt hat, die Zeit des Militärdienſtes bis zur Dauer eines Jahres 
in die diätariſche Dienſtzeit eingerechnet. Auf die Zivilanwärter der Verwaltung der indirekten 
Steuern finden dieſe Beſtimmungen jedoch keine Anwendung. 

20. a) Als Zeitpunkt für den Beginn der diätariſchen Beſchäftigung (Diätariendienſtalter 
im Sinne dieſer Gehaltsvorſchriften) gilt bei den aus den Klaſſen der Zivil— 
ſupernumerare oder der Juſtizanwärter hervorgegangenen Beamten der 
Ablauf dreier Jahre ſeit Antritt des Vorbereitungsdienſtes. Soweit jedoch der 
Vorbereitungsdienſt aus einer in der Perſon des Beamten beruhenden Urſache 
über die Dauer von drei Jahren hinaus verlängert iſt, wird der Beginn des 
Diätariendienſtalters entſprechend hinausgeſchoben.“) 

Bei den aus der Klaſſe der Militäranwärter hervorgegangenen Beamten gilt 
als Zeitpunkt für den Beginn der diatariſchen Beſchäftigung der Tag der end— 
gültigen Übernahme in den Zivilſtaatsdienſt, ſoweit es ſich aber um Beamte des 
mittleren nichttechniſchen Eiſenbahndienſtes handelt, der Ablauf von 6 Monaten 
ſeit dem Antritt ihrer Beſchäftigung in dieſem Dienſtzweige. 

Das ſo feſtgeſetzte Diätariendienſtalter iſt, ſofern die für die Erlangung der Be— 
fähigung zur etatsmäßigen Anſtellung vorgeſchriebene Prüfung aus einer in der 
Perſon des Beamten beruhenden Urſache nicht zu dem früheſten zuläſſigen Zeit— 
punkte mit Erfolg abgelegt worden iſt, um den Zeitraum der Verzögerung zu 
kürzen.“) Dieſe Beſtimmung findet indes keine Anwendung auf diejenigen Beamten— 
klaſſen, deren Vorbereitungsdienſt erſt durch die Ablegung der erforderlichen Prüfung 
abgeſchloſſen wird. 

21. Bei der erſten etatsmäßigen Anſtellung von Forſtverſorgungsberechtigten als Hilfs— 
förſter oder als Förſter wird bei Berechnung des Diätariats diejenige diätariſche Dienſtzeit 
berückſichtigt, welche ſie nach Erlangung des Forſtverſorgungsſcheins im Staatsforſtdienſt oder 
im berufsmäßigen Gemeinde-, Anſtalts- oder Privatforſtdienſte zugebracht haben. 

22. Wenn ein Beamter den Dienſt bei einer Behörde beabſichtigtermaßen mit dem 
Beginn eines Kalendermonats autreten ſollte, ihn aber, weil der erſte oder auch noch der 
zweite Tag des Monats ein Sonn- oder Feſttag war, erſt am darauf folgenden Werktag 
antreten konnte, jo iſt der Beginn der diätariſchen Beſchäftigung ſo feſtzuſetzen, als ob der 
Dienſtantritt au erſten Tage des Kalendermonats erfolgt wäre. 

23. Eine etwaige Beſchäftigung auf Probe, gegen Lohn oder Schreibgebühren, gilt 
nicht als diätariſche Beſchäftigung. Dagegen iſt die Zeit einer zunächſt probeweiſe oder unter 
Vorbehalt des Widerrufs erfolgten Verwaltung einer etatsmäßigen Stelle durch einen Diätar 
als diätariſche Dienſtzeit anzuſehen. 

24. Inſoweit nach Maßgabe der für einzelne Verwaltungszweige geltenden Beſtimmungen 
etalsmäßige Stellen des mittleren oder unteren Dienſtes mit Perſonen beſetzt werden, welche 
nicht zu den Zivilſupernumeraren oder Zivilanwärtern der Juſtizverwaltung oder zu den 
Militäranwärtern gehören, bleiben die hinſichtlich der Berechnung der diätariſchen Dienſtzeit 
dieſer Perſonen beſtehenden beſonderen Vorſchriften unberührt. 
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D. Gehaltsbemeſſung beim Abertritte von Beamten aus einer Beloldungsklafe in eine andere 
infolge Beförderung oder Verſetzung aus dienſtlichen Nückſichten. 
Vorrückung des Beſoldungsdienſtalters zur Abwendung einer Gehaltseinbuße. 


25. Beim Übertritt der Beamten aus einer etatsmäßigen Klaſſe in eine andere infolge 
Beförderung oder infolge Verſetzung aus dienſtlichen Rückſichten — wozu auch Verſetzungen 
aus Anlaß von Verwaltungsänderungen, dagegen nicht die wegen tadelhaften Verhaltens 


) Sofern nach den für einzelne Verwaltungen getroffenen Beſtimmungen Verlängerungen des Vor⸗ 
bereitungsdienſtes aus Anlaß militäriſcher Ubungen ohne Einfluß auf das Diätariendienftalter bleiben ſollen, 
behält es hierbei ſein Bewenden. m. 3 . 

**) Das Diätariendienftalter derjenigen Juſtizanwärter, welche die Prüfung erft nach dem Inkrafttreten 
dieſer Gehaltsvorſchriften ablegen, kann in Anwendung dieſer Vorſchriften nicht früher als vom Zeitpunkt 
ihres Inkrafttretens ſeſtgeſetzt werden. 
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erfolgten Verſetzungen zu rechnen find — iſt das Beſoldungsdienſtalter für die neue Klaſſe — 
ſofern nicht deren Anfangsgehalt höher iſt als der Gehaltsſatz, welchen der Beamte in der 
alten Klaſſe zur Zeit des Übertritts bezieht oder beim nächſten normalmäßigen Aufſteigen 
erreicht haben würde — wie folgt feſtzuſetzen: Der Beamte tritt ſogleich in die ſeinem Normal⸗ 
gehalte (vgl. Ziffer 31) in der früheren Klaſſe entſprechende Gehaltsſtufe der neuen Klaſſe 
oder, wenn ein dieſem Gehalt entſprechender Gehaltsſatz in der neuen Klaſſe nicht beſteht, in 
die nächſt höhere Stufe ein. Er verbleibt in ihr die volle für das weitere Aufſteigen im 
Gehalte vorgeſchriebene Zeit. Wäre er jedoch in der früheren Klaſſe bereits vor Ablauf dieſer 
Zeit in die nächſt höhere Gehaltsſtufe aufgeſtiegen und damit in den Bezug eines Gehalts 
gelangt, welches über das ihm in der neuen Klaſſe gewährte hinausgeht, ſo ſteigt er in 
letzterer bereits zu derjenigen Zeit in die nächſthöhere Gehaltsſtufe auf, zu welcher er in der 
früheren Klaſſe aufgeſtiegen ſein würde. Dem Beamten hierüber hinaus für jeden ſpäteren 
Zeitpunkt ſeiner Laufbahn in der neuen Stelle dasjenige Gehalt zu ſichern, welches er in der 
früheren Klaſſe zu erwarten gehabt hätte, iſt nicht beabſichtigt. 

26. Bezog der Beamte in der früheren Klaſſe nach ſeinem Beſoldungsdienſtalter bereits 
das Höchſtgehalt, ſo hat er in der Stufe, in welche er nach Ziffer 25 eintritt, ſtets die volle 
für das weitere Aufſteigen im Gehalte vorgeſchriebene Zeit zuzubringen. 

27. Bezog der Beamte in der früheren Klaſſe ein höheres als das Normalgehalt, und 
iſt aus dieſem Grunde das ſich nach Ziffer 25 ergebende Gehalt der neuen Stelle niedriger 
als ſein bisheriges Gehalt, ſo iſt ihm letzteres ſo lauge zu belaſſen, bis er in eine gleich hohe 
oder höhere Gehaltsſtufe aufſteigt. 

28. Hat zu einer im Intereſſe des Dienſtes erfolgenden Verſetzung eines Beamten 
deſſen tadelhaftes Verhalten Anlaß gegeben und kommt bei der Gehaltsbemeſſung in der neuen 
Klaſſe die Anrechnung früherer Dienſtzeit in Frage, fo iſt die Entſcheidung des Verwaltungs 
chefs einzuholen. 

29. Beim Übertritt eines Veamten aus einer etatsmäßigen Stelle, deren Gehalt nicht 
nach Dienſtaltersſtufen geregelt iſt, in eine ſolche mit Dienſtaltersſtufen, iſt, ſofern eine Vor— 
rückung des Beſoldungsdienſtalters in Frage kommt, die miniſterielle Entſcheidung einzuholen. 

30. Ein höheres Gehalt als das Höchſtgehalt der neuen Klaſſe darf in keinem Falle 
bewilligt werden. 


Begriff des Normalgehalts. 


31. Unter dem Normalgehalte der früheren Klaſſe iſt dasjenige Gehalt zu verſtehen, 
welches dem Beſoldungsdienſtalter des Beamten an demjenigen Tage entſpricht, zu welchem 
die Beförderung oder Verſetzung erfolgt. Iſt die Beförderung oder Verſetzung eines Beamten 
im Lauf eines Kalendervierteljahres und zu einer Zeit erfolgt, zu welcher er die für das 
weitere Aufſteigen im Gehalte vorgeſchriebene Dienſtzeit ſchon zurückgelegt hatte, fo gilt als 
Normalgehalt derjenige Gehaltsſatz, welcher vom erſten Tage des nächſten Kalendervierteljahres 
ab für ihn zahlbar zu machen geweſen wäre. 

32. Der Wohnungsgeldzuſchuß ſowie Funktions- und andere Zulagen und etwaige 
Nebenbezüge ſind, auch wenn ſie penſionsfähig ſind, außer Berechnung zu laſſen. 

Ausgenommen ſind: 

a) Die penſionsfähigen Zulagen der Oberregierungsräte, der Verwaltungsgerichts⸗ 
Direktoren, der Oberforſtmeiſter, der Oberbergräte, der Oberbauräte ſowie der 
mit der Unterſtützung des Präſidenten in den Präſidialgeſchaften beauftragten 
Oberkonſiſtorialräte, 

b) der penſionsfähige Geldwert der freien Feuerung der Oberförſter, Revierförſter, 
Förſter und Hilfsförſter, 

c) die Zulagen, welche Beamten des Lokomotive, Schiffs- und Zugbegleitungsdienſtes, 
die für dieſen Dienſt untauglich werden, aber in etatsmäßigen Stellen eines 
anderen Dienſtzweigs noch mit Nutzen zu verwenden ſind, im Falle der Über⸗ 
führung in ſolche Stellen als Erſatz der früheren Nebenbezüge bis zur Höhe des 
penſionsfähigen Teils der letzteren ſo lange gewährt werden, als es zur Ab⸗ 
wendung einer andernfalls eintretenden Einbuße gegenüber ihrem letzten penſions— 
fähigen Dienſteinkommen erforderlich iſt. 


Sondervorſchriften. 


33. Beim Übertritte von Aſſeſſoren oder aus der Klaſſe der Aſſeſſoren hervorgegangenen 
etatsmäßigen Beamten einer anderen Staatsverwaltung in etats mäßige Ratsſtellen der 
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allgemeinen Verwaltung ift das Beſoldungsdienſtalter auf denjenigen Zeitpunkt feſtzu⸗ 
ſetzen, von welchem ab die gleichaltrigen Aſſeſſoren der allgemeinen Verwaltung in etatsmäßige 
Ratsſtellen der letzteren eingerückt ſind. 

34. Für Leiter und Lehrer der höheren Unterrichtsanſtalten (Gymnaſien, 
Realgynmaſien, Oberrealſchulen, Progymnaſien, Realprogymnaſien und Realſchulen) erfolgt 
die Gehaltsfeſtſetzung nach dem als Anlage abgedruckten Normaletat vom 4. Mai 1892 in 
der aus den Nachträgen zu ihm vom 16. Juni 1897, 5. April 1899, 10. April 1900, 
3. April 1901 und 20. Mai 1902 ſich ergebenden Faſſung. 

35. Für die wiſſenſchaftlichen Lehrer der pomologiſchen Inſtitute erfolgt die 
Gehaltsfeſtſetzung nach den für die Lehrer der höheren Unterrichtsanſtalten geltenden Grund— 
ſätzen (Ziffer 34). 

36. Für die Sammlungskuſtoden an der Geologiſchen Landes anſtalt und 
Bergakademie in Berlin, die Bibliothekare an der Königl. Bibliothek in Berlin, 
den Univerſitätsbibliotheken und dem Seminar für orientaliſche Sprachen in 
Berlin, für den Bibliothekar und Archivar ſowie die wiſſenſchaftlichen Beamten 
bei der Akademie der Wiſſenſchaften in Berlin, für die wiſſenſchaftlichen Beamten 
(Kuſtoden, Obſervatoren uſw.) an den größeren Univerſitätsſammlungen, den 
Sternwarten und der Biologiſchen Anſtalt auf Helgoland, ſowie für die Staats— 
archivare und Archivare erfolgt die Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters nach den für 
die Lehrer der höheren Unterrichtsanſtalten geltenden Grundſätzen (Ziffer 34) mit der Maßgabe, 
daß die feſte penſionsfähige Zulage (vgl. Anlage) nicht nach dem Dienſtalter, ſondern der 
Hälfte der Beamten gewährt wird. 

37. Bei der Anſtellung von wiſſenſchaftlichen Lehrern höherer Unterrichtsanſtalten als 
Kreisſchulinſpektoren oder im Seminardienſte finden Ziffer 25 bis 32 mit der Maß⸗ 
gabe Anwendung, daß bei Feſtſtellung des Normalgehalts der früheren Stelle die feſte 
penſionsfähige Zulage (vgl. Anlage) außer Anſatz bleibt und an ihrer Stelle dem bisherigen 
Gehalte der Betrag von 450 M hinzugerechnet wird, gleichviel ob der wiſſenſchaftliche Lehrer 
die feſte Zulage bereits bezog oder nicht. Handelt es ſich um die Anſtellung eines Lehrers 
einer nicht ſtaatlichen höheren Unterrichtsanſtalt, welcher ein höheres Gehalt bezog, als er 
nach Maßgabe des Zeitpunkts ſeiner etatsmäßigen Anſtellung bezogen haben würde, wenn er 
an einer ſtaatlichen höheren Unterrichtsauſtalt angeſtellt geweſen wäre, jo werden bei Feſt— 
ſtelung des Normalgehalts der früheren Stelle die für die Lehrer der ſtaatlichen höheren 
Lehranſtalten geltenden Beſoldungsſätze zugrunde gelegt. 

38. Bei der Anſtellung von Leitern nichtſtaatlicher höherer Lehranſtalten als Pro— 
vinzialſchulräte finden Ziffer 25 bis 32 mit der Maßgabe Anwendung, daß als Normal: 
gehalt der früheren Stelle diejenige Beſoldung gilt, welche der Anſtaltsleiter nach dem Zeit— 
punkte ſeiner etatsmäßigen Anſtellung als ſolcher bezogen haben würde, wenn er an einer 
ſtaatlichen höheren Unterrichtsanſtalt angeſtellt geweſen wäre. Würde die hiernach vorzu— 
nehmende Vorrückung des Beſoldungsdienſtalters, welche in jedem Falle der miniſteriellen 
Genehmigung bedarf, dazu führen, daß aus dem ſtaatlichen höheren Schuldienſte hervor⸗ 
gegangene Provinzialſchulräte durch gleichaltrige oder jüngere aus dem nichtſtaatlichen Schul⸗ 
dienſt übernommene Provinzialſchulräte im Gehalt überholt werden, ſo iſt die anzurechnende 
frühere Dienſtzeit entſprechend zu kürzen. b 

39. Bei der Anſtellung von evangeliſchen Geiſtlichen als Konſiſtorialräte, Re— 
gierungs- und Schulräte oder als Geiſtliche bei den Strafanſtalten und Ge⸗ 
fängniſſen finden Ziffer 25 bis 32 mit der Maßgabe Anwendung, daß eine Vorrückung 
des Beſoldungsdienſtalters vor den Tag der endgültigen Anſtellung im geiſtlichen Amte, und 
außerdem bei den Konſiſtorialräten und den Regierungs- und Schulräten eine Vorrückung 
vor den Tag des vollendeten 40. Lebensjahrs nicht zuläſſig iſt. Als Normalgehalt der 
früheren Stelle gilt hierbei das nach den Ruhegehaltsordnungen der evangeliſchen Landeskirche 
ſich ergebende Dienſteinkommen, jedoch ohne Berückſichtigung des Wertes der Wohnung oder 
der Wohnungsentſchädigung. 

40. Bei der Anſtellung von Geiſtlichen als Kreisſchulinſpektoren oder im Seminar- 
dienſte wird angenommen, daß der Geiſtliche zur Zeit ſeiner endgültigen Anſtellung im geiſt⸗ 
lichen Amte, früheſtens aber mit vollendetem 30. Lebensjahr als wiſſenſchaftlicher Lehrer an 
einer ſtaatlichen höheren Unterrichtsanſtalt angeſtellt worden wäre, und ſein Beſoldungs— 
dienſtalter hiernach gemäß Ziffer 37 feſtgeſetzt. — 2 

41. Bei der Anſtellung von Rektoren und Lehrern der öffentlichen Volks- und Mittel⸗ 
ſchulen ſowie der höheren Mädchenſchulen als Kreisſchulinſpektoren finden Ziffer 25 bis 32 
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Anwendung. Als Normalgehalt der früheren Stelle gilt die nach näherer Beſtimmung des 
8 8 des Geſetzes, betreffend Ruhegehaltskaſſen für die Lehrer und Lehrerinnen an den öffent⸗ 
lichen Volksſchulen, vom 23. Juli 1893 (GS S. 194), und des § 2 des Geſetzes, betreffend 
das Ruhegehalt der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen nicht ſtaatlichen mittleren 
Schulen und die Fürſorge für ihre Hinterbliebenen, vom 11. Juni 1894 (GS S. 109) 
feſtgeſetzte volle Beſoldung der bisherigen Stelle, unter Abzug eines Betrags, welcher dem 
Wohnungsgeldzuſchuſſe der ſtaatlichen Beamten unter Nr. IV des Tarifs zum Geſetze vom 
12. Mai 1873 (GS S. 209) für den Ort der bisherigen Beſchäftigung gleichkommt. 

42. Bei der Anſtellung von Lehrern und Lehrerinnen der öffentlichen Volls- und 
Mittelſchulen ſowie der höheren Madchenſchulen als ordentliche Seminarlehrer, Seminar— 
lehrerinnen, Präparandenanſtaltsvorſteher oder Lehrer und Lehrerinnen an 
den Strafanſtalten und Gefängniſſen iſt das Beſoldungsdienſtalter auf den Tag der 
endgültigen Anftelung im öffentlichen Schuldienſte, früheſtens aber auf den Tag des voll- 
endeten 31. Lebensjahrs mit der Maßgabe feſtzuſetzen, daß die hierdurch bewirkte Vorrückung 
des Beſoldungsdienſtalters den Zeitraum von 9 Jahren nicht überſteigen darf. 

43. Bei der Anſtellung von Lehrern der öffentlichen Volks- und Mittelſchulen ſowie 
der höheren Mädchenſchulen als Seminaroberlehrer, findet eine Vorrückung des Be— 
ſoldungsdienſtalters nicht ſtatt. 

44. Bei der Anſtellung vollbeſoldeter Kreisärzte als Regierungs- und Medizinal— 
rate findet Ziffer 25 mit der Maßgabe Anwendung, daß eine Vorrückung des Beſoldungs— 
dienſtalters vor den Tag des vollendeten 40. Lebensjahrs nicht zuläſſig iſt. Würde der 
Beförderte danach weniger Dienſteinkommen beziehen, als er in der Stellung als Kreisarzt 
tatſächlich gehabt hat, ſo behält er das bisherige Gehalt zwar bei oder tritt, wenn eine dem 
bisherigen Gehaltsſatz entſprechende Stufe in der neuen Klaſſe nicht vorhanden iſt, in die 
nächſt höhere Stufe dieſer Klaſſe ein, ſteigt in die folgende Klaſſe aber erſt nach Maßgabe 
ſeines feſtgeſetzten Beſoldungsdienſtalters auf. Bei der Anſtellung eines nicht vollbeſoldeten 
Kreisarztes als Regierungs- und Medizinalrat iſt die Annahme zugrunde zu legen, daß 
der nicht vollbeſoldete Kreisarzt vollbeſoldeter Kreisarzt von gleichem Dienſtalter war und 
aus dieſer Stelle zum Regierungs- und Medizinalrate befördert wurde. Kommt das Lebeus— 
alter — 40. Lebensjahr in Frage, ſo erhält der Beförderte, auch wenn das fingierte 
frühere Gehalt als vollbeſoldeter Kreisarzt höher iſt als das dem feſtgeſetzten Beſoldungs— 
dienſtalter entſprechende Gehalt, nicht jenen lediglich fingierten, ſondern nur den ihm nach 
ſeinem Beſoldungsdienſtalter zuſtehenden Betrag. 

45. Werden nicht vollbeſoldete Kreisärzte als vollbeſoldete Kreis ärzte angeſtellt, 
ſo gilt als Beſoldungsdienſtalter der Tag der Anſtellung als nicht vollbeſoldeter Kreisarzt. 

46. Bei der Gehaltsbemeſſung für ehemalige Gendarmen und Schutzmänner iſt 
folgendes zu beachten: 

a) Bei der Übernahme von preußiſchen Gendarmen oder von preußiſchen Schutz— 
männern in andere etatsmäßige Stellen iſt das Vorhandenſein dienſtlicher Rück⸗ 
ſichten (Ziffer 25) auch daun anzunehmen, wenn die Übernahme lediglich auf 
Antrag des Gendarmen oder Schutzmanns erfolgt. Dasſelbe gilt von der Über⸗ 
nahme heſſiſcher Gendarmen in den Eiſenbahndienſt. Der Austritt aus den 
Stellungen der Gendarmen und Schutzmänner behufs Übertritts in andere Zweige 
des Staatsdienſtes iſt daher als ein freiwilliges Ausſcheiden im Sinne des Ab— 
ſchnitts G nicht anzuſehen, es ſei denn, daß der Ausgetretene den Übertritt durch 
eigene Schuld oder aus eigener Entſchließung erheblich verzögert hat. 

Zur Ermittelung des Normalgehalts der früheren Stelle bei denjenigen in andere 
Dieuſtzweige übertretenden preußiſchen Gendarmen und preußiſchen Schutzmännern, 
welche den Zivilverſorgungsſchein erſt in der Gendarmerie oder Schutzmannſchaft 
erworben haben, iſt das Beſoldungsdienſtalter der früheren Stelle ſo weit zu 
kürzen, daß nur die nach der Erlangung des Zivilverſorgungsſcheins zurückgelegte 
Dienſtzeit berückſichtigt wird. Bei Beamten, die aus ihrer etatsmäßigen Stelle 
als Gendarm oder Schutzmann behufs Probedienſtleiſtung oder informatoriſcher 
Beſchäftigung beurlaubt waren, iſt hierbei die Zeit dieſer Beſchäftigung als 
Dienſtzeit in der früheren etatsmäßigen Stelle anzurechnen. Nach dem in dieſer 
Weiſe ermittelten Normalgehalt iſt das Beſoldungsdienſtalter der neuen Stelle 
feſtzuſetzen, deſſenungeachtet aber der höhere Gehaltsſatz der früheren Stelle, ſoweit 
er das Höchſtgehalt der neuen Stelle nicht überſteigt, bis zum Aufſteigen in die 
entſprechende höhere Dienſtalterſtufe der neuen Stelle — ohne Abrundung — 


(em 
>= 


269 


fortzugewähren. Auf Gendarmerieoberwachtmeiſter und Schutzmannswachtmeiſter 
findet dieſe Ausnahmebeſtimmung keine Anwendung, vielmehr iſt hier das letzte 
normalmäßige Stellengehalt maßgebend. 

Wenn Angehörige der heſſiſchen Landgendarmerie in heſſiſchen Beamten⸗ 
ſtellen der preußiſch-heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft etatsmäßig angeſtellt 
werden, ſo gelten für die Bemeſſung ihres Beſoldungsdienſtalters die für die 
Angehörigen der preußiſchen Landgendarmerie und Schutzmannſchaft erlaſſenen 
Vorſchriften. Dabei ſind die heſſiſchen Gendarmerieoberwachtmeiſter den preußiſchen 
Gendarmerieoberwachtmeiſtern, die heſſiſchen Gendarmeriewachtmeiſter den preußiſchen 
Schutzmannswachtmeiſtern und die heſſiſchen Gendarmen den preußiſchen Gendarmen 
gleichzuſtellen. 

d) Beim Übertritt eines heſſiſchen Kriminalſchutzmanns in den Eiſenbahn— 
dienſt iſt wegen der Feſtſetzung ſeines Beſoldungsdienſtalters die Entſcheidung 
des Verwaltungschefs einzuholen. 

47. Den bei der Staatseiſenbahnverwaltung als Lofomotivheizer und als Lokomotiv— 
führer geprüften Unteroffizieren der Militäreiſenbahn, die auf jedesmalige Empfehlung 
des Truppenteils in den Staatseiſenbahndienſt übertreten, iſt bei der Anſtellung als Loko— 
motivheizer oder Lokomotivführer dasjenige Beſoldungsdienſtalter beizulegen, welches fie er— 
halten hätten, wenn ſie in dem Direktionsbezirke, in dem ſie angeſtellt werden, beim Ablauf 
ihrer geſetzlichen Militärdienfipflicht in den Heizerdienſt der Staatseiſenbahnverwaltung dauernd 
1 hen worden wären. Eine Anrechnung von Militärdienſtzeit nach Ziffer 14 findet 
nicht ſtatt. 


> 
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E. Gehaltsbemeſſung bei Verſetzungen, welche lediglich auf Antrag des Beamten erfolgen. 


48. Etatsmäßige Beamte ſollen bei der Staatsverwaltung in andere Beamtenklaſſen 
grundſätzlich nur übergeführt werden, wenn zugleich ein dienſtliches Bedürfnis dazu vorliegt. 
Verſetzungen lediglich zu dem Zwecke, dem Beamten Vorteile im Gehaltsbezuge zu gewähren, 
ſind unterſagt. Die Anerkennung eines dienſtlichen Bedürfniſſes wird nicht dadurch aus— 
geſchloſſen, daß ein Beamter ſeine Überführung in einen anderen Dienſtzweig ſelbſt be— 
antragt hat. 

49. Sollte in einem Einzelfall eine Überführung lediglich auf Antrag des Beamten — 
ohne daß gleichzeitig dienſtliche Rückſichten vorliegen — in Erwägung genommen werden, fo 
iſt eine Anrechnung früherer Dienſtzeit bei der Bemeſſung des Gehalts der neuen Stelle nur 
mit miniſterieller Genehmigung geſtattet, die vor der Entſcheidung über den Verſetzungsantrag 
einzuholen iſt. 

50. Wird die Vorrückung des Beſoldungsdienſtalters von den zuſtändigen Miniſtern 
nicht genehmigt, ſo darf die Verſetzung nur verfügt werden, nachdem der Veamte auf ſeinen 
durch die bisherige Anſtellung begründeten Gehaltsanſpruch ausdrücklich verzichtet hat. 


F. Gehaltsbemeſſung bei der Wiederanſtellung von zur Dispoſitian geſtellten oder auf Wartegeld 
geſetzten Beamten und von penfionierten Beamten. 
Zur Dispoſition geſtellte oder auf Wartegeld geſetzte Beamte. 

51. Die Beſtimmungen über die Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters beim Übertritte 
von Beamten in andere Klaſſen (Abſchnitt D) finden ſinngemäße Anwendung, wenn einem 
zur Dispoſition geſtellten oder auf Wartegeld geſetzten Beamten eine etatsmäßige Stelle des 
aktiven Dienſtſtandes wieder verliehen wird. Dabei iſt von der Zeit der Dispoſitionsſtellung 
oder von der Wartegeldzeit die Zeit einer etwaigen Beſchäftigung im Staatsdienſt als aktive 
Dienſtzeit in der früheren Stellung anzurechnen. Die übrige Zeit ſeit dem Ausſcheiden aus 
dem aktiven Dienſte bleibt außer Betracht. a 


Penſionierte Beamte, einſchließlich der penſionierten Gendarmen und 
Schutzmänner. 
52. Die Beſtimmungen über die Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters beim Übertritte 
von Beamten in andere Klaſſen (Abſchnitt J)) finden ſinngemäße Anwendung bei der etats⸗ 
mäßigen Wiederanſtellung von penſionierten Staatsbeamten ) einſchließlich der penſionierten 


) Hierzu gehören nicht die in Satz 3 der Anmerkung zu Ziffer 14 bezeichneten, nach den Be— 
ſtimmungen des Reichsbeamtengeſetzes penfionierten Perſonen des Soldatenſtandes uſw. 
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Gendarmen und Schutzmänner. Die Zeit vom Ausſcheiden aus der etatsmäßigen Stelle bis 
zur etatsmäßigen Wiederanſtellung bleibt außer Betracht, ſoweit ſie nicht nach Ziffer 16 Satz 2 
in Anrechnung zu bringen iſt. Etwaiges tadelhaftes Verhalten des Beamten in der früheren 
Stelle ſchließt die Anrechnung der in dieſer zurückgelegten Dienſtzeit nicht aus. 

53. Bei der Berechnung des Normalgehalts der früheren Stelle ſind ohne Rückſicht auf 
etwaige ſpätere allgemeine Beſoldungsaufbeſſerungen diejenigen Gehaltsſätze zu Grunde zu 
legen, welche zur Zeit der Penſionierung des Beamten in Kraft waren. Iſt die Penſionierung 
erfolgt, bevor für die Beamtenklaſſe die Gehaltsbemeſſung nach Dienſtaltersſtufen eingeführt 
war, ſo ſind die Gehaltsſätze zu Grunde zu legen, die bei der erſten Regelung der Gehälter 
dieſer Beamtenklaſſe nach Dienſtaltersſtufen eingeführt wurden. Nur bei den vor dem 1. April 
1901 penſionierten preußiſchen Gendarmen und den vor dem 1. April 1899 penſionierten 
preußiſchen Gendarmerie-Oberwachtmeiſtern ſind die zur Zeit der Penſionierung in Geltung 
geweſenen Gehaltsſätze der preußiſchen Schutzmänner und Schutzmanns-Wachtmeiſter zu Grunde 
zu legen. 

54. Inſoweit derartige Gendarmen aus dienſtlichen Rückſichten zunächſt als Hilfs⸗ 
gendarmen bei der Gendarmerie in einer außeretatsmäßigen Stelle beſchäftigt worden ſind 
und deshalb nicht, wie die in etatsmäßigen Stellen verwendeten Anwärter, ſchon nach der 
üblichen ſechsmonatigen Probezeit zur feſten Anſtellung gelangen konnten, iſt bei ihrem ſpäteren 
Übertritt in andere Dienſtzweige betreffs der Gehaltsbemeſſung anzunehmen, daß ihre etats— 
mäßige Anſtellung als Gendarm zu demjenigen Zeitpunkt erfolgt ſei, an welchem ein im 
Brigadebezirke nach dem Hilfsgendarmen in den Gendarmeriedienſt eingetretener dienſtjüngerer 
Anwärter als Gendarm angeſtellt worden iſt. Die maßgebenden Zeitangaben ſind durch eine 
Anfrage bei dem Kommando der zuſtändigen Gendarmeriebrigade zu ermitteln. 

55. Hat ein Beamter den Wiedereintritt in den Staatsdienſt durch eigene Schuld oder 
aus eigener Entſchließung erheblich verzögert, ſo findet eine Anrechnung früherer Dienſtzeit in 
der Regel nicht ſtatt. Sollten ausnahmsweiſe Gründe für eine ſolche Anrechnung geltend zu 
machen ſein, ſo iſt die Entſcheidung des Verwaltungschefs einzuholen. 


G. Gehaltsbemeſſung bei der Wiederanſtellung von Beamten, welche freiwillig ausgeſchieden 
find oder deren früheres Beamtenverhültnis durch Dienſtentlaſſung gelöſt worden iſt. 


56. Iſt ein Beamter aus einer etatsmäßigen Stelle des Staatsdienſtes freiwillig aus— 
geſchieden oder iſt fein früheres Beamtenverhältnis durch Dienſtentlaſtung gelöſt worden, ſo 
darf im Falle ſeiner Wiederanſtellung bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters und des 
Gehalts der neuen Stelle auf das Beſoldungsdienſtalter und das Gehalt der früheren Stelle 
keine Rückſicht genommen werden. Beamte, die ihre Stelle freiwillig aufgeben wollen, ſind 
hierauf ausdrücklich hinzuweiſen. 

57. Sollten im einzelnen Falle beſondere Gründe dafür geltend zu machen ſein, von 
dieſem allgemeinen Grundſatz ausnahmsweiſe abzuweichen, ſo iſt vor der Wiederanſtellung des 
Beamten die miniſterielle Entſcheidung einzuholen. 


II. Gehaltsbemeſſung beim Übertritte von Beamten aus dem Reichsdienſte, dem Tandesdienſte 
von Elſaß-Lothringen und dem Dienſte in den Schutzgebieten. 


58. Beim Übertritte von Beamten des Reichsdienſtes (ausſchließlich der Heeres- und 
Marineverwaltung), des Landesdienſtes von Elſaß-Lothringen oder des Dienſtes in den 
Schutzgebieten in den preußiſchen Staatsdienſt finden Ziffer 25 bis 32 entſprechende An⸗ 
wendung. Sind indeſſen die Gehälter der Klaſſe, aus welcher der Austritt erfolgt, im Reiche 
bezw. in Elſaß⸗Lothringen höher als die Gehälter der gleichwertigen preußiſchen Klaſſe, ſo 
ſind bei der Feſtſtellung des Normalgehalts der früheren Stelle die niedrigeren Gehälter der 
letzteren (preußiſchen) Klaſſe zu Grunde zu legen. Beim Übertritt in etatsmäßige Ratsſtellen 
der allgemeinen Verwaltung wird nach Ziffer 33 verfahren. Bei Gendarmen und Schutz 
männern findet Ziffer 46 Anwendung. 

59. Den aus dem preußiſchen Staatsdienſt in den Reichsdienſt, in den Landesdienſt 
von Elſaß⸗Lothringen oder in den Dienſt in den Schutzgebieten übergetretenen Beamten iſt 
beim Rücktritt in den preußiſchen Staatsdienſt, wenn fie in dieſem ſchon vorher etatsmäßig 
angeſtellt waren, ihr früheres Beſoldungsdienſtalter, anderenfalls aber dasjenige Dienſtalter 
beizulegen, welches ſie erhalten haben würden, wenn ſie anſtatt des in der Anwartſchaft zur 
etatsmäßigen Anſtellung ihnen unmittelbar folgenden Beamten derſelben Anwärterklaſſe an⸗ 
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geftellt worden wären. Sind die zurücktretenden Beamten nach ihrer früheren Anwartſchaft 
zur etatsmäßigen Anſtellung noch nicht an der Reihe, ſo iſt ihr Beſoldungsdienſtalter bei der 
ſpäteren Anſtellung ſo feſtzuſetzen, als wenn ſie ununterbrochen im preußiſchen Staatsdienſte 
verblieben wären. 


60. Den nicht aus dem preußiſchen Staatsdienſte hervorgegangenen Beamten der Reichs⸗ 
eiſenbahnen in Elſaß-Lothringen, welche auf Grund einer Vereinbarung der beiderſeitigen 
Verwaltungen in den preußiſchen Staatseiſenbahndienſt übertreten, iſt das von der Verwaltung 
der Reichseiſenbahnen für den Dienſtzweig ihnen beigelegte Beſoldungsdienſtalter unverkürzt 
zu belaſſen. Dieſe Vergünſtigung erſtreckt ſich nicht auf ſolche Beamte, die nach Löſung ihres 
Dienſtverhältniſſes zur Reichseiſenbahnverwaltung auf Grund unmittelbarer Bewerbung in 
den preußiſchen Staatseiſenbahndienſt eintreten. 


61. Beim Übertritte von Beamten der Heeres- und der Marineverwaltung in den 
preußiſchen Staatsdienſt iſt wegen Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters, ſoweit eine An⸗ 
rechnung früherer Dienſtzeit in Frage kommt, die miniſterielle Entſcheidung einzuholen. 


J. Gehaltsbemeſſung bei Verſezungen auf Grund eines Disziplinarurteils. 


62. Gelangt eine Verſetzung auf Grund eines Disziplinarurteils in der Weiſe zur Aus⸗ 
führung, daß der Beamte in eine Stelle derſelben Klaſſe oder in eine Stelle einer anderen 
Klaſſe mit gleichen Gehaltsſätzen und Dienſtaltersſtufen verſetzt wird, ſo iſt 


a) wenn auf Strafverſetzung ohne Verminderung des Dienſteinkommens erkannt 
iſt, dem Beamten ſein Gehalt und Beſoldungsdienſtalter auch in der neuen 
Stelle unverkürzt zu belaſſen, 

b) wenn auf Strafverſetzung mit Verminderung des Dienſteinkommens erkannt iſt, 
dem Beamten das Beſoldungsdienſtalter zwar ebenfalls unverkürzt zu belaſſen, 
in jeder Gehaltsſtufe aber das ihm danach zuſtehende Gehalt um den Be— 
trag der in dem Disziplinarurteile feſtgeſetzten Einkommens verminderung zu 
kürzen. 

63. Kann die Strafverſetzung nur in der Weiſe zur Ausführung gebracht werden, daß 
der Beamte in eine Klaſſe verſetzt wird, für die andere Gehaltsſätze oder Dienſtaltersſtufen 
beſtehen, fo iſt wegen der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters der neuen Klaſſe die miniſte⸗ 
rielle Entſcheidung nachzuſuchen. 


64. Ob und wann in den Fällen einer Strafverſetzung mit Einkommensverminderung 
von der Kürzung des Gehalts, insbeſondere nach Erreichung der höchſten Dienſtaltersſtufe, 
ganz oder zum Teil wieder abzuſehen iſt, bleibt in jedem einzelnen Falle der Entſcheidung 
des Verwaltungschefs vorbehalten. 


K. Widerruf unrichtiger Gehaltsbewilligungen. 

65. Zt ein Beſoldungsdienſtalter vorſchriftswidrig feſtgeſetzt oder ein Gehaltsſatz vor⸗ 
zeitig bewilligt, ſo hat die Berichtigung des vorgekommenen Verſehens zu erfolgen. Zuviel 
gezahlte Gehaltsbeträge ſind wieder einzuziehen. Ulber die vorgenommenen Berichtigungen iſt 
dem Verwaltungschef unter Angabe der Berechnungsweiſe und des wiedereinzuziehenden 
Gehaltsbetrags Anzeige zu erſtatten. 


Schluß. 

66. In Fällen, die durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht geregelt ſind, iſt wegen 
der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters die miniſterielle Entſcheidung einzuholen. Ebenſo iſt 
zu verfahren, wenn bei der etatsmäßigen Anſtellung eines Beamten, der vorher nicht im 
preußiſchen Staatsdienſt, im Reichsdienſt, im Landesdienſte von Elſaß⸗Lothringen oder im 
Dienſt in den Schutzgebieten geſtanden hat, die ausnahmsweiſe Anrechnung eines vor der 
Anſtellung liegenden Zeitraumes auf das Beſoldungsdienſtalter in Frage kommen ſollte und 
nicht über deſſen Anrechnung oder Nichtanrechnung im Vorſtehenden bereits beſondere Be— 
ſtimmung getroffen iſt. 


67. Wo in den vorſtehenden Beſtimmungen die miniſterielle Entſcheidung vor⸗ 


behalten ift, iſt hierunter die Entſcheidung des Verwaltungschefs und des Finanzminiſters zu 
verſtehen. 


Anlage B. 
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Mormaletat, betreffend die Beſoldungen der Leiter und Lehrer der nachbenannten 
höheren Anterrichtsanſtalten (Gymnaſten, Nealgymnaſten, Oberrealſchulen, Pro- 
gymnaſien, Nealprogymnaſten und Realſchulen) vom 4. Mai 1892 in der aus den 
Nachtrügen vom 16. Juni 1897, 5. April 1899, 10. April 1900, 3. April 1901 


und 20. Mai 1902 für ergebenden Faſſung. 


A. Anſtalten, welche vom Staate zu unterhalten ſind oder bei denen der Staatsbehörde die 


Verwaltung zuſteht. 
81. 


Die Beſoldungen betragen jährlich: 


je 


= 


an 


für die Leiter der Vollanſtalten (Gymnaſien, Realgymnaſien, Oberrealſchulen) 
a) in Berlin 6000 bis 7 200 A, 
b) in den Städten der erſten Servisklaſſe oder mit mehr als 50 000 Zivil— 
einwohnern 5 100 bis 7200 &, 
e) in allen übrigen Orten 4800 bis 6 900 A,; 


für die Leiter der Anftalten von geringerer als neunjähriger Kurſusdauer (Pro— 


gymnaſien, Realprogymnaſien und Realſchulen) 
a) in Berlin, in den Orten der erſten Servisklaſſe und in den Orten mit mehr 
als 50 000 Zivileinwohnern 4 800 bis 6 300 AM.; 
b) in den übrigen Orten 4500 bis 6 000 ; 


„für die definitiv angeſtellten wiſſenſchaftlichen Lehrer 2 700 bis 5 100 „ 


Neben ihrem Gehalte beziehen dieſe Lehrer, ſofern ſie nach ihrem Zeugniſſe 
zum Unterricht in den oberen Klaſſen vollbefähigt ſind oder ſich durch praktiſche 
Bewährung beſonders auszeichnen, nach Erreichung des im § 2 Nr. 3 zweiter 
Abſatz bezeichneten Dienſtalters eine feſte penſionsfähige Zulage von 300 bis 
900 A. jährlich; 


für die definitiv angeſtellten Zeichenlehrer 1800 bis 3 800 , 


Die definitive Anſtellung als Zeichenlehrer mit vorſtehenden Gehaltsſätzen 
hat zur Vorausſetzung, daß der Lehrer die vorgeſchriebene Prüfung als Zeichen— 
lehrer für höhere Unterrichtsauſtalten beſtanden hat, vollbeſchäftigt wird und 
mindeſtens 12 Zeichenſtunden wöchentlich oder doch den ganzen lehrplanmäßigen 
Zeichenunterricht an der Anſtalt erteilt; 


. für die definitiv angeſtellten fonftigen techniſchen Lehrer, die Elementar- und die 


Vorſchullehrer 
a) in Berlin 1800 bis 3 600 M, 
b) in Orten der Servisklaſſen A und I 1500 bis 3 400 AL, 
e) in den übrigen Orten 1500 bis 3 200 44; 


die wiſſenſchaftlichen Hilfslehrer erhalten Jahresremunerationen in Höhe von 


1800 bis 2 400 . 


9 
Aufſteigen im Gehalte geſchieht in der Form von Dienſtalterszulagen 


bei den Leitern der Vollanftalten 


a) in Berlin ($ 1 Nr. 1a) mit je 400 A nach 3, 6, 9 Dienſtjahren, 

b) in den Städten der erſten Servisklaſſe oder mit mehr als 50 000 Zivil— 
einwohnern (§ 1 Nr. 1b) mit 500 . nach 3 Dienſtjahren, mit je 400 M 
nach 6, 9, 12, 15 Dienſtjahren, 

() in den übrigen Orten ($ 1 Nr. Le) wie vorſtehend zu b; 


bei den Leitern der Nichtvollanſtalten ($ 1 Nr. 2a und b) mit je 300 A nach 


3, 6, 9, 12, 15 Dienſtjahren; 


bei den wiſſenſchaftlichen Lehrern (8 1 Nr. 3) mit 500 A nach 3 Dienftjahren, 


mit 400 A nach 6 Dienſtjahren und mit je 300 4, nach 9, 12, 15, 18, 21 
Dienſtjahren. 
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Die im § 1 Nr. 3 zweiter Abfag erwähnte feſte Zulage wird nach 9 Dienſt⸗ 
jahren in Höhe von 300 A gewährt und ſteigt nach 12 und 15 Dienſtjahren 
um je den gleichen Betrag; 


4. bei den unter § 1 Nr. 4 bezeichneten Zeichenlehrern mit je 250 A nach 3, 6, 9, 
12 und mit je 200 A. nach 15, 18, 21, 24, 27 Dienſtjahren; 
bei den ſonſtigen techniſchen Lehrern, den Elementar- und Vorſchullehrern 
a) in Berlin (§ 1 Nr. 5a) mit je 200 J, nach 3, 6, 9, 12, 15, 18, 21,024, 
27 Dienſtjahren, 
b) in Orten der Servisklaſſen A und 1 C 1 Nr. 5b) mit je 250 M nach 
3, 6 und mit je 200 / nach 9, 12, 15, 18, 21, 24, 27 Dienſtjahren, 
e) in den übrigen Orten ($ 1 Nr. 50) mit je 200 M nach 3, 6, 9, 12, 15, 
18, 21, und mit je 150 . nach 24, 27 Dienſtjahren. 
6. Die in § 1 Nr. 6 bezeichnete Remuneration der wiſſenſchaftlichen Hilfslehrer 


beginnt mit 1800 J und ſteigt nach 2 Jahren auf 2 100 &, nach einen ferneren 
Jahre auf 2 400 M. 


oT 


Se. 
Das Dienſtalter wird für den vorliegenden Zweck berechnet: 

1. bei den Anſtaltsleitern (§ 1 Nr. 1 und 2) vom Amtsantritt als Leiter einer 
höheren Unterrichtsanſtalt ab; 

2. bei den wiſſenſchaftlichen Lehrern ($ 1 Nr. 3) von der definitiven Anſtellung als 
ſolcher ab. Wird ein Lehrer von einer nichtſtaatlichen Anſtalt an eine ſtaatliche 
oder unter Staatsverwaltung ſtehende Anſtalt mit ſeiner Einwilligung über— 
nommen, ſo kann der Unterrichtsminiſter eine Verkürzung der ihm anzurechnenden 
Dienſtzeit inſoweit anordnen, daß dadurch eine Bevorzugung dieſes Lehrers vor 
den bereits an Staatsanſtalten angeſtellten Lehrern vermieden wird; 


3. bei den Zeichenlehrern vom Tage der definitiven Anſtellung als Zeichenlehrer 
($ 1 Nr. 4) an einer öffentlichen höheren Unterrichtsanſtalt ab. 
Iſt ein Zeichenlehrer vor der definitiven Auſtellung als ſolcher mindeſtens 
4 Jahre im öffentlichen Schuldienſte beſchäftigt geweſen, ſo wird ſein Dienſtalter 
vom Ablauf des vierten Jahres dieſer Beſchäftigung ab gerechnet; 
4. bei den techniſchen uſw. Lehrern (§ 1 Nr. 5) von der Vollendung einer vier— 
jährigen Dienſtzeit im öffentlichen Schuldienſte ab; 
bei den wiſſenſchaftlichen Hilfslehrern (§S 1 Nr. 6) vom Tage der erſten Einweiſung 
in eine etatsmäßige oder zur Aufnahme in den Etat geeignete Remuneration eines 
vollbeſchaftigten Hilfslehrers ab. 

Die im Univerſitäts-, Schulaufſichts- oder Kirchendienſt im Julande oder 
Auslande zugebrachte Zeit und derjenige ausländiſche Dienſt, welcher, wenn er 
im Julande geleiſtet wäre, zur Anrechnung gelangen würde, ſowie die über 
4 Jahre hinausgehende Beſchäftigung als Hilfslehrer kann von dem Unterrichts⸗ 
miniſter im Emverſtändnis mit dem Finanzminiſter ganz oder zum Teil ein: 
gerechnet werden. 

In gleicher Weiſe kann von der früheren Dienſtzeit des Leiters einer Anſtalt 
als wiſſenſchaftlicher Lehrer ein ſolcher Teil als anrechenbar erklärt werden, daß 
ihm in ſeiner Stellung als Leiter ein gleich hohes Gehalt gewährt wird, wie es 
ihm zuſtehen würde, wenn er in der Stellung eines wiſſenſchaftlichen Lehrers 
geblieben wäre. 

SA. 


Neben den Gehältern wird der Wohnungsgeldzuſchuß den Anſtaltsleitern und den 
wiſſenſchaftlichen Lehrern nach Tarifklaſſe III des Geſetzes vom 12. Mai 1873 (G. S. S. 209), 
den techniſchen, Elementar- und Vorſchullehrern nach Tarifklaſſe IV daſelbſt gewährt, ſofern 
dieſelben nicht Dienſtwohnung oder die im § 5 erwähnte Mietsentſchädigung erhalten. 


ot 


85. 
Diejenigen Anſtaltsleiter, welche keine Dienſtwohnung innehaben, erhalten an Stelle 
des Wohnungsgeldzuſchuſſes eine Mietsentſchädigung, und zwar: 
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in, Berlin in Hohe von: 39% 
in den Orten der I. Sewisflaffe . . . . 1000 ⸗ 
BE E „II. = 8 900 = 
2 = 2 2 III. = 800 2 
= 2 = 2 IV. = 700 2 


Auf dieſe Mietsentſchädigung findet das Geſetz vom 12. Mai 1873, betreffend die 
Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen an die unmittelbaren Staatsbeamten (G. S. ©. 209), 
insbeſondere die in den §§ 3, 4, 6 enthaltenen Beſtimmungen, entſprechende Anwendung. 


8 6. 

Die Beſoldungen, Alterszulagen ſowie die feſten Zulagen (8 1 Nr. 3 zweiter Abſatzz) 
werden innerhalb der vorſtehend angegebenen Sätze und Abſtufungen vom Miniſter der 
geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Anugelegenheiten bzw. von den damit beauftragten 
Provinzial⸗Schulkollegien bewilligt. 

Den Lehrern ſteht ein Rechtsauſpruch auf Bewilligung eines beſtimmten Dienſteinkommens, 
insbeſondere auf Feſiſtellung eines beſtimmten Dienſtalters oder Aufrücken im Gehalt nicht zu. 


SH: 

Gegenwärtig zahlbare Beſoldungen, welche über die nach 88 1 und 2 zu berechnenden 
Beträge hinausgehen, werden bis zum Einrücken des betreffenden Lehrers in eine höhere 
Gehaltsſtufe fortgewährt. 

8 8. 

Emolumente ſowie unfixierte Gebührenanteile find, ſofern nicht ſtiftungsmäßige Be— 
ſtimmungen oder andere beſondere Rechtsverhaltniſſe entgegenſtehen, bei Neuanſtellungen, 
Aſzenſionen, Bewilligung von Gehaltszulagen uſw. zu den Anſtaltskaſſen einzuziehen. 

Den Lehrern ſteht ein Anſpruch auf Befreiung vom Schulgelde für ihre Sohne nicht zu. 

Naturalemolumente, deren Einziehung zu den Auſtaltskaſſen untunlich iſt, werden zu 
ihrem wirklichen Wert ſtatt Geld als Teile der Beſoldung überwieſen. 


B. Die ſonſtigen höheren Lehranſtalten, welche aus unmittelbaren oder mittelbaren Staatsfonds 
Anterhaltungszuſchüſſe beziehen.“ 


89. 
Die Beſtimmungen der $$ 1 bis 8 finden auf die bezeichneten höheren Schulen mit 
nachſtehenden Maßnahmen Anwendung: 


1. In bezug auf die fefte penſionsfähige Zulage von 300 bis 900 M, 81 Nr. 3 
zweiter Abſatz) gelten folgende Grundſätze: 


a) die Schulunterhaltungspflichtigen haben vorab bei den einzelnen Anſtalten 
auf je zwei etatsmäßige Stellen für wiſſenſchaftliche Lehrer eine feſte Zulage 
und zwar zu ihrem Höchſtbetrage von 900 WM bereitzuſtellen, 

die feſte Zulage wird den hierfür in Betracht kommenden Lehrern (8 1 
Nr. 3 zweiter Abſatz) nach Erreichung des im § 2 Nr. 3 zweiter Abſatz 
bezeichneten Dienſtalters und zu dem dort feſtgeſetzten Betrage gewährt, ſofern 
innerhalb der vorſtehend unter a beſtimmten Zahl eine ſolche Zulage frei 
geworden iſt, 

denjenigen Lehrern, welche die feſte Zulage, obwohl ſie den im §1 Nr. 3 
zweiter Abſatz aufgeſtellten Vorausſetzungen entſprechen, mit dem vollendeten 
12. Dienſtjahre noch nicht erhalten haben, wird bis zu dem Zeitpunkte, mit 
welchem eine der nach a bereitgeſtellten Zulagen für fie frei wird, über die 
unter a beſtimmte Zahl hinaus eine feſte penſionsfähige Zulage gewährt, 
welche 300 A beträgt und nach 15 und 18 Dienſtjahren um je den gleichen 
Betrag ſteigt. 


b 


— 


2 
— 


ene, at auch Geſetz, betreffend das Dienſteinkommen der Lehrer au den nichtſtaatlichen öffentlichen 
höheren Schulen, vom 25. Juli 1892 (G. S. S. 219). 
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Soweit diefe Zulagen nicht in den Erſparniſſen Deckung finden, welche 
dadurch entſtehen, daß die nach a bereit zu ſtellenden Beträge zeitweilig über⸗ 
haupt nicht oder nicht in ihrer ganzen Höhe zur Verwendung gelaugen, ſind 
dieſelben ebenfalls von den Schulunterhaltungspflichtigen bereit zu ſtellen, 
d) den Patronaten bleibt unbenommen, mit Genehmigung der Schulaufſichts⸗ 
behörde zu beſchließen, daß allen oder einzelnen Lehrern der von ihnen zu 
unterhaltenden Auſtalten die feſte Zulage zu dem gleichen Zeitpunkte zu 
gewähren ift, wie den Lehrern an den Staatsanſtalten, wen ſie zugleich die 
Verpflichtung übernehmen, die auf Grund ſolchen Beſchluſſes den Lehrern zu 
zahlenden Mehrbeträge an Beſoldung außer den unter a beſtimmten Zulagen 
vorab bereit zu ſtellen, 
e) bei den vom Staate und von anderen gemeinſchaftlich zu unterhaltenden 
Anſtalten kommen, im Falle die beteiligten Kompatrone zuſtimmen, die 88 1 
Nr. 3 und 2 Nr. 3 zur Anwendung. 

2. Die Aurechnung der im $ 3 zweiter und letzter Abſatz erwähnten Dienſtzeiten 
erfolgt nach Maßgabe des durch den Schulunterhaltungspflichtigen mit dem 
beteiligten Lehrer zu treffenden Abkommens. 

3. Das Dienſteinkommen der nicht unter die Vorſchriften des § 1 Nr. 4 fallenden 
vollbeſchäftigten techniſchen Elementar- und Vorſchullehrer iſt innerhalb der l 
Nr. Ha bis e beſtimmten Grenzen dergeſtalt feitzuftellen, daß dasſelbe hinter dem⸗ 
jenigen der Volksſchullehrer in dem betreffenden Orte nicht zurückbleiben darf und 
ihnen außerdem eine nichtpenſionsfähige Zulage von 150 4%. jährlich gewährt 
wird. Bei der Verſetzung des Lehrers an eine andere Schule, welche nicht zu 
den eingangs bezeichneten höheren Unterrichtsanſtalten gehört, fällt dieſe Zulage 
weg. Die hierdurch eintretende Verminderung des Dienſteinkommens wird als eine 
Verkürzung des Dienſteinkommens im Sinne des 8 87 des Geſetzes, betreffend die 
Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten vom 21. Juli 1852 (G. S. S. 465), 
nicht angeſehen. 

Bei den vom Staat und anderen gemeinſchaftlich zu unterhaltenden Anſtalten kommen, 
im Falle die beteiligten Kompatrone zuſtimmen, für die Bemeſſung des Dienſteinkommens der 
vorbezeichneten techniſchen, Elementar- und Vorſchullehrer die 88 1 Nr. Ha bis c und 2 
Nr. 5a bis e zur Anwendung. 


Schlußbeſtimmung. 
$ 10. 
Durch dieſen Normaletat wird nicht beabſichtigt, zur Erreichung der Beſoldungsſatze 
desſelben in der Fürſorge des Staats für die beteiligten Anſtalten über die ihm obliegenden 
rechtlichen Verpflichtungen hinauszugehen. 


—— —-— . ñ̃ ̃ — —] ' ‚— — — — 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Liſten der Dampfkeſſelüberwachungsvereine. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 18. Auguſt 1905. 

Zur Vereinfachung des Schreibwerkes entbinde ich diejenigen Dampfkeſſelüberwachungs⸗ 
vereine, welche ein nach Maßgabe des Erlaſſes vom 3. November 1904 (MBl. S. 451) 
zu führendes Geſamtverzeichnis ihrer Keſſel nach Vordruck H auf dem laufenden halten, 
von der Führung der nach § 4 Abſatz I Ziffer 1 der Anweiſung vom 9. März 1900 
(Min. Bl. f. d. i. V. S. 139) vorgeſchriebenen Hauptkeſſelliſte, wenn an Stelle dieſer eine 
einfache „Beſtandsliſte“ angelegt wird, aus der der Name und Wohnort des Keſſelbeſitzers 
und die Fabriknummer zu entnehmen ſind. 

Die an Stelle der Hauptkeſſelliſte tretenden Verzeichniſſe nach Vordruck H werden 
zweckmäßig ſo geändert, daß das Nationale des Keſſels am Kopfe der Liſte aufgenommen 
wird, ſo daß dieſe ſich auf die Spalten für die Eintragung der laufenden Unterſuchungen 


*) Wegen Umwandlung dieſer Zulage in eine penſionsfähige von 300 K. vgl. Erläuterung zu 
Kap. 120 Tit. 5 der dauernden Ausgaben des Staatshaushalts⸗Etats für 1908. 
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und des Befundes uſw. beſchränkt. Zweckentſprechende Vordrucke werden bei den Vereinen 
in Danzig und Dortmund bereits benutzt. Es iſt ferner nichts dagegen zu erinnern, wenn 
die Verzeichniſſe nach einem der neueren Heftverfahren in entſprechenden Mappen oder 
loſe in ſolchen mit biegſamem Rückenverſchluß aufbewahrt werden, da hierdurch die Aus⸗ 
wechſelung der Blätter bei Abgängen oder Veränderungen erleichtert wird. 

Im Auftrage 
III 6387. Hoffmann. 


An den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Frankfurt a. O. 


Abdruck zur Kenntnis an die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizei— 
präſidenten in Berlin und das Oberbergamt in Dortmund. 


2. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Meiſterprüfung für das Maurerhaudwerk. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 1. September 1905. 

Zu den unter e meines Erlaſſes vom 17. Juni 1904 (M. Bl. S. 340) aufgeführten 
anerkannten außerpreußiſchen Baugewerkſchulen iſt die heſſiſche Baugewerkſchule in Bingen 
neu hinzugetreten. 

Ich erſuche Sie, die Handwerkskammer(n) Ihres Bezirks hiervon in Kenntnis zu ſetzen. 

Im Auftrage. 
IV 7651. Neuhaus. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Chromatgerbereien. 
Der Reichskanzler. Berlin, den 23. Auguſt 1905. 
(Reichsamt des Innern.) 

Die ſeit einiger Zeit in Aufnahme gekommene Chromgerbung wird entweder nach dem 
Einbad- oder nach dem Zweibadverfahren ausgeführt. Beim Einbadverfahren erfolgt das 
Gerben der Blößen durch Behandlung mittels einer wäſſerigen Löſung von Chromoxyd— 
ſalzen. Nach dem Zweibadverfahren werden die Blößen zunächſt im erſten Bade mit der 
ſalzſauren Löſung eines Alkali-Bichromats durchtränkt und alsdann wird die von den Blößen 
aufgenommene Chromſäure in einem zweiten Bade durch Reduktionsmittel, z. B. unter— 
ſchwefligſaures Natron, zu Chromoxyd reduziert. 

Nach ſachverſtändigem Urteile gibt namentlich das Zweibadverfahren inſofern zu Be— 
denken Veranlaſſung, als die dabei verwendeten Chromate teils infolge ihrer ätzenden 
Wirkung, teils infolge ihrer allgemein giftigen Eigenſchaften Erkrankungen der Arbeiter 
herbeiführen können. 

Eure Exzellenz beehre ich mich um eine gefällige Außerung darüber zu erſuchen, ob in 
den in Preußen belegenen Chromatgerbereien geſundheitsſchädliche Wirkungen der Chromate 
beobachtet, eventuell welche Maßnahmen zu ihrer Beſeitigung getroffen worden find, 

Im Auftrage. 
II 3720. gez. Caſpar. 
An den Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 81. Auguſt 1905. 
Abdruck überſende ich zum Bericht. 
III 6597. Möller. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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4. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
0 Betr. Entfcheidungen anf Grund des § 19 Abſ. 4 KVG. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 28. Auguſt 1905. 

Die Beſtimmung zu Ziffer 2 des Erlaſſes vom 27. März d. Is., MBl. ©. 70, wonach 
ſich die Entſcheidung von Streitigkeiten gemäß § 57 b des Krankenverſicherungsgeſetzes nur 
auf die Zukunft erſtrecken kann, findet auch Anwendung bei Entſcheidungen auf Grund des 
§ 19 Abſ. 4 a. a. O. 

Im Auftrage. 
1116848. Hoffmann. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


Betr. Beſcheiniguugen gemäß § 75 des K. V. G. | 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen ift die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
fie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranken- 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Freiwillige Kranken- und Sterbekaſſe in Leichlingen, 

2. Krankenkaſſe der Beamten und Meiſter der vereinigten Gummiwaren-Fabriken 

Harburg-Wien (E. H.), 
Salzer Baugewerks-Unterſtützungskaſſe (E. H.) in Groß⸗Salze, 
Maurergeſellen-Kranken⸗ und Unterſtützungskaſſe (E. H.) zu Stolp in Pommern, 
Krankenkaſſe der Hutmachergeſellen zu Berlin (E. H.), 

St. Joſephs⸗Krankenkaſſe (E. H.) in Cleve, 
Kranken⸗Unterſtützungskaſſe der Schiffer zu Havelberg (E. H.), 
Kranken- und Begräbniskaſſe der Fabrik- und Handarbeiter zu Wriezen (E. Hi!. 

Berlin, den 9. September 1905. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
III 6589. J Hoffmann. 
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V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Fachſchulen. 
Betr. Schulprogramme der Baugewerkſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Berlin W. 66, den 1. September 1906. 

Im Anſchluß an den Erlaß vom 5. Juli d. IJ. — Ml. S. 223 — erſuche ich Sie, 
zu veranlaſſen, daß die alljährlich auszugebenden Schulprogramme der Baugewerkſchule 
Ihres Bezirks künftig regelmäßig in zwei Exemplaren auch an die heſſiſche Baugewerk— 
ſchule in Bingen überſandt werden. Dafür wird die Großherzoglich Heſſiſche Zentralſtelle 
für die Gewerbe die Programme der genannten Anſtalt in Zukunft den preußiſchen Bau- 
gewerkſchulen zugehen laſſen. 

Im Auftrage. 
IV 7651. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bel Julius Sittenfeld in Berlin W. 


indes, 
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